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6.  AUSSENWIRTSCHAFTSPOLITIK 
M EHRERE IM BERICHTSJAHR erschienene offizielle Berichte sowie die Dis-kussionen über neue Gesetze in den Eidgenössischen Räten gestatten es, eine Gesamtübersicht über die Instrumente zu geben, die dem Bund zur Wahrung der Interessen der schweizerischen Wirtschaft im Ausland zur 
Verfügung stehen. Das neue Bundesgesetz über die Förderung des Exports wurde 
im September 2000 verabschiedet. Die Debatten im Nationalrat betrafen die 
Kohärenz zwischen diesem Gesetz und den Zielen bezüglich der Menschenrechte. 
Ein Teil der Abgeordneten schlug (erfolglos) vor, die Exporthilfe der Einhaltung 
bestimmter ethischer Grundsätze zu unterwerfen (Respektierung der Menschen-
rechte, gewisser ökologischer und sozialer Kriterien in den Bestimmungsländern 
der exportierten Produkte, wie auch Einhaltung von Antikorruptionsnormen 
durch die Schweizer Exportunternehmen). Die grosse Abhängigkeit der schwei-
zerischen Wirtschaft gegenüber dem Ausland veranlasst den Bund, eine aktive 
Aussenwirtschaftspolitik (mit der Förderung des Exports und der Aushandlung 
bilateraler und multilateraler Wirtschaftsabkommen) zu verfolgen. 
In diesem Kapitel werden einige autonome Instrumente der Aussenwirt-
schaftspolitik der Schweiz (darunter die Exportrisikogarantie) im Einzelnen 
beschrieben, ferner die bilateralen Wirtschaftsabkommen, die zwischen der 
Schweiz und bestimmten Entwicklungsländern oder einigen mittel- und osteu-
ropäischen Staaten abgeschlossen wurden. Die Schweiz verfügt über ein sehr 
dichtes Netz an bilateralen Abkommen. Sie hat 95 Investitionsschutz- und Inves-
titionsförderungsabkommen, 60 Doppelbesteuerungsabkommen sowie 12 
Abkommen über Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit abgeschlossen. 16 
Freihandelsabkommen binden die EFTA-Staaten zudem an Drittstaaten. Die 
Schweiz misst diesen bilateralen Übereinkommen grosse Bedeutung bei, da sie 
vermeiden will, dass Schweizer Unternehmen gegenüber Firmen anderer Staa-
ten (beispielsweise der Europäischen Union) eine Diskriminierung erleiden. In 
diesem Kapitel wird auch eine Aufstellung der Besuche von Staatsoberhäuptern 
in der Schweiz und der Reisen schweizerischer Delegationen im Ausland gege-
ben. 
6.1.  ÜBERBLICK  ÜBER  DIE  INSTRUMENTE  DER  AUSSENWIRTSCHAFTSPOLIT IK 
Die Hauptstossrichtungen der Aussenwirtschaftspolitik des Bundes sind in fol-
genden Dokumenten festgelegt: 
• Bundesverfassung. Artikel 101 der Verfassung sieht vor, dass «der Bund die 
Interessen der schweizerischen Wirtschaft im Ausland wahrt». 
• Aussenpolitischer Bericht 2000, der den Bericht über die Aussenpolitik in den 
90er Jahren ersetzt (siehe Kapitel 5.1. in diesem Jahrbuch 2001). 
• Legislaturprogramm 1999-20031. Legt die grossen Linien der Regierungs-













politik fest. In dieser Legislatur beabsichtigt der Bundesrat, den Eidgenössi-
schen Räten das Gesetz über die Förderung des Exports (siehe unten), die 
Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die Exportrisikogarantie 
sowie die Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die Investitionsri-
sikogarantie zu unterbreiten. 
• Der Bundesrat legt auch jeweils zum Jahresanfang einen Bericht zur Aussen-
wirtschaftspolitik vor. Dieser Bericht gibt einen Überblick über die Weltwirt-
schaftslage und die schweizerische Wirtschaft und beschreibt im Einzelnen 
die im Vorjahr in diesem Bereich getroffenen Massnahmen. Auch wird jedes 
Jahr ein besonderes Thema behandelt. Der Aussenwirtschaftsbericht 1999 
befasst sich mit der von der Schweiz in der WTO vertretenen Politik und mit 
der Bedeutung, welche die Schweiz den multilateralen Verhandlungen im 
Handelsbereich beimisst2. Der Aussenwirtschaftsbericht 2000 stellt das 
beträchtliche Instrumentarium der Aussenwirtschaftspolitik vollständig vor, 
wobei vermerkt sei, dass die Schweiz durch rund 2000 internationale Abkom-
men eingebunden ist3. 
ö JSDW 2001, Kapitel 5.1., Aussenpolitik der Schweiz 
Im neuen Aussenpolitischen Bericht 2000 (der im Kapitel 5 der Jahresübersicht 
vorgestellt wird) betont der Bundesrat, dass eines der fünf aussenpolitischen 
Ziele der Schweiz die Wahrung der Interessen der schweizerischen Wirtschaft im 
Ausland sei. Der Bundesrat will in diesem Bereich «der schweizerischen Wirt-
schaft die bestmöglichen Rahmenbedingungen im Inland und damit die Voraus-
setzungen für ihren Erfolg auf internationaler Ebene sichern»4. Die nationale 
Wirtschaftspolitik sollte somit günstige Rahmenbedingungen (eine leistungs-
fähige Infrastruktur, ein gutes Bildungssystem, die Unterstützung der Forschung, 
eine tragfähige Sozialpartnerschaft, Geldwertstabilität und eine massige 
Besteuerung) bieten. Jedoch hängt die Exportwirtschaft natürlich auch viel vom 
Zugang zu den Auslandsmärkten ab. Daher misst die Schweiz den Arbeiten inter-
nationaler Organisationen wie dem Internationalen Währungsfonds (IWF) und 
der Welthandelsorganisation (WTO) grosse Bedeutung bei. In seinem Aussenpo-
litischen Bericht 2000 bekräftigt der Bundesrat, dass er das Netz von bilateralen 
Freihandels-, Investitionsschutz- und Doppelbesteuerungsabkommen noch wei-
ter ausbauen sowie dem Sektor der schweizerischen kleinen und mittleren Unter-
nehmen noch bessere Voraussetzungen schaffen wolle, um im weltweiten Wett-
bewerb mithalten zu können. 
• Bedeutung der Aussenwirtschaftsbeziehungen für die Schweizer Wirtschaft 
Die Wahrung der Wirtschaftsinteressen im Ausland ist für die Schweiz umso 
wichtiger, als die Ausfuhren 1998 über 40% des schweizerischen Bruttoinland-
produkts ausmachten und einige Produktionsbereiche stark exportabhängig sind. 
Zum Beispiel setzen die Textilmaschinenindustrie, gewisse Teile der chemischen 
2. «Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 99/1+2 sowie Botschaften zu Wirtschaftsvereinbarungen», in 
Bundesblatt, 12. Januar 2000 (Bundesblatt Nr. 00.007). 
3. «Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2000 sowie Botschaften zu Wirtschaftsvereinbarungen», in 
Bundesblatt, 10. Januar 2001. 
4. «Aussenpolitischer Bericht 2000. Präsenz und Kooperation: Interessenwahrung in einer zusammen-
wachsenden Welt», vom 15. November 2000 (Bundesblatt). 
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Industrie, die Uhrenindustrie und die Stickereibranche 90% ihrer Produktion 
oder mehr im Ausland ab 5. Der Anteil der Exporte beträgt bei der Metall- und 
Maschinenindustrie 70 bis 80%. Die Schweiz liegt bei den ausländischen Direkt-
investitionen weltweit an siebter Stelle (250 Milliarden Franken schweizerische 
Investitionen im Ausland für 1999), beim Export an 19. Stelle und beim Import 
an 17. Stelle. Im Versicherungsbereich werden 60% (im Rückversicherungsbe-
reich 96%) der Prämien im Ausland erhoben. 
LU JSDW 2001. Siehe den Artikel von J. Bärlocher über die Direktinvestitionen im Ausland, im Dossier 
dieses Jahrbuchs, wie auch Kapitel I (Handel) und Kapitel 2 (Finanzströme) des Statistischen Teils. 
• Kohärenz zwischen der Politik zur Förderung der schweizerischen 
Interessen im Ausland und den anderen Bereichen der Aussenpolitik 
Der Rahmentext auf der folgenden Seite führt eine Aufstellung der meisten 
Instrumente an, die dem Bund zur Verfügung stehen, um die Interessen der 
schweizerischen Wirtschaft im Ausland zu wahren. Lediglich die wirtschafts-
und handelspolitischen Massnahmen werden als solche in der öffentlichen Ent-
wicklungshilfe berücksichtigt. Aus dem Blickpunkt der Debatte über die 
Kohärenz der öffentlichen Politiken der Schweiz gegenüber den Entwick-
lungsländern ist festzustellen, dass das Ziel der Exportförderung und der Inten-
sivierung des Welthandels zuweilen mit einigen anderen Zielsetzungen der 
schweizerischen Aussenpolitik in Konflikt geraten kann (Bekämpfung der Armut 
und bestimmter negativer sozialer und Umweltauswirkungen der Globalisierung, 
Respektierung der Menschenrechte, Erhaltung der natürlichen Ressourcen). Das 
1994 verabschiedete « Leitbild Nord-Süd » wies auf die Notwendigkeit hin, sich 
für eine kohärentere Politik gegenüber dem Süden einzusetzen, was bedeutet, 
« mögliche Widersprüche zwischen kurzfristigen nationalen Eigeninteressen und 
den Zielen der Schweizer Entwicklungspolitik sichtbar zu machen und sie mög-
lichst transparent in den politischen Entscheidungsprozess einzubringen»6. 
Für die Aussenwirtschaftspolitik und die Massnahmen zur Zusammenarbeit im 
wirtschaftlichen Bereich ist vor allem das Staatssekretariat für Wirtschaft (seco) 
im Volkswirtschaftsdepartement (EVD) zuständig. Die diplomatischen Bezie-
hungen unterstehen der Zuständigkeit des Eidgenössischen Departements für 
auswärtige Angelegenheiten (EDA). Die Frage der Aufgabenteilung in der Aus-
senpolitik zwischen den beiden Departementen kommt regelmässig wieder auf 
die Tagesordnung (im Jahr 2000 war dies bezüglich der Exportförderung und bei 
Besuchen der beiden Bundesräte im Ausland der Fall). Die von der Aussenwirt-
schaftspolitik betroffenen Hauptakteure sind natürlich die schweizerischen 
Unternehmen (multinationale Konzerne, aber auch KMU) sowie die Wirt-
schaftsverbände und Branchenorganisationen (kantonale Handelskammern, Eco-
nomic Suisse, Textilverband Schweiz, Schweizerische Gesellschaft für Chemi-
sche Industrie und Verein Schweizerischer Maschinen-Industrieller, Verband der 
Schweizerischen Uhrenindustrie, Swiss Export usw.). Die Beteiligung der Zivil-
gesellschaft an den Debatten über die Aussenwirtschaftspolitik bleibt relativ 
begrenzt, und die bilateralen Abkommen, die der Zustimmung der Eidgenössi-
5. Quelle: www.seco-admin.ch. Bedeutung der Aussenwirtschaft für die Schweizer Wirtschaft. 
6. Leitbild Nord-Süd. Bericht des Bundesrates über die Nord-Süd-Beziehungen der Schweiz in den Wer 
Jahren. DEZA, 1994, 28 S. Der Text ist im Internet (unter der Adresse der DEZA) erhältlich. Er wurde 













schen Räte bedürfen, werden meistens einstimmig und ohne grosse Diskussionen 
angenommen. Gewisse Fragen stehen bei den Kampagnen der Nichtregierungs-
organisationen regelmässig auf der Tagesordnung und werden in der Presse 
behandelt (Vergabe von Exportrisikogarantien für einige umstrittene Projekte, 
Waffenausfuhr, Wirtschaftsbeziehungen mit Staaten, die schwerwiegende Men-
schenrechtsverletzungen begehen). 
Instrumente der Aussenwirtschaftspolitik 
Auf bilateraler Ebene: 
Diplomatie und Wirtschaftsdiplomatie 
•  Schweizerische  Diplomatie,  Botschaften  und Konsulate  im Ausland. Handelsdienste  bei gewissen 
Auslandsvertretungen. Die Botschaften stellen Berichte über Wirtschaftsfragen bereit, sammeln und 
verarbeiten  Informationen  über  Marktzugangsbedingungen,  Exportmöglichkeiten  und können  Kon­
takte zwischen den Schweizer Unternehmen und den offiziellen Stellen der betreffenden Länder för­
dern. 










•  Investitionsschutz­  und  Investitionsförderungsabkommen. 
ü  Doppelbesteuerungsabkommen. 
•  Freihandelsabkommen (EFTA). 
•  Abkommen über Handel  und wirtschaftliche  Zusammenarbeit. 
•  Abkommen über den Schutz des geistigen Eigentums  und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
geistigen  Eigentums.  Bislang  existiert  nur ein solches  Übereinkommen  (Abkommen  zwischen dem 
Bundesrat  und der Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam). Dieses Abkommen wurde vom 
Parlament  im Frühjahr 2000  ratifiziert. 
•  Vergleichs­  und Schiedsverträge.  Diese Abkommen  regeln die Verfahren  zur friedlichen  Beilegung 
von Streitfällen (sie bestehen mit Ungarn  und Polen; der Vertrag mit Kroatien wurde  im Jahr 2000 
angenommen). 
•  Abkommen  über  die gegenseitige  Anerkennung  von Konformitätsbewertungen.  Diese  Abkommen 
haben zum Ziel, Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen, die sich aus der Komplexität und der man­
gelnden Transparenz der technischen Regeln ergeben. 
•  Abkommen über technische  und finanzielle Zusammenarbeit  sowie humanitäre Hilfe. 
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Autonome Instrumente der Aussenwirtschaftspolitik 
•  Förderung  der  schweizerischen  Exporte  durch  die  Schweizerische  Zentrale  für  Handelsförderung 
(OSEC). 




Ü  Exportförderung  für Agrarprodukte  (Instrumente unter der Zuständigkeit  des Bundesamtes  für Land­
wirtschaft,  im Volkswirtschaftsdepartement). 
•  Koordinationskommission  für die Präsenz der Schweiz  im Ausland, «Präsenz Schweiz». 
•  Einige Wirtschaftsförderungsinstrumente  der  Schweiz  haben auch gewisse Verbindungen mit  dem 
Ausland:  «Standort:  Schweiz» (Information über den Wirtschaftsstandort  Schweiz), «Schweiz Tou­
rismus». 
•  Exportkontrolle, das heisst  zum einen Massnahmen zur Nichtweiterverbreitung  von Gütern, die zur 
Herstellung  von Massenvernichtungswaffen  dienen  können  (Güterkontrollverordnung  zur  Kontrolle 
von  Dual­Use­Gütern  zu zivilen  und militärischen  Zwecken, Chemikalienkontrollverordnung,  Atom­
verordnung  und Sprengstoffverordnung).  Zum anderen wurden  auch  Embargomassnahmen  gegen­
über  dem  Irak, der  Bundesrepublik  Jugoslawien  (letztere  wurden  im  November  2000  grossenteils 
aufgehoben), Myanmar, Afghanistan  und Sierra  Leone ergriffen. Die Embargomassnahmen gegenü­
ber Libyen wurden  im April  1999 eingestellt. 
Wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit (für Ent-
wicklungsländer und osteuropäische Staaten! 
(Zu den  Investitionsförderungsinstrumenten  in den  Entwicklungsländern  siehe  Dossier  im Teil  «Analysen  und  Stellun­
gnahmen»  des  Jahrbuchs  2001) 
•  Zahlungsbilanzhilfe. 
•  Entschuldungsmassnahmen. 
•  Investitionsförderung  in den Entwicklungsländern  und den mittel­ und osteuropäischen Staaten. 
•  Mischfinanzierungen  und Ausgleichsfonds. 
•  Förderung der Exporte aus Entwicklungsländern  in die Schweiz,  insbesondere mit dem Exportförde­
rungsprogramm SIPPO. 
•  Umwelttechnologietransfer  (Cleaner Production Centers). 
Auf multilateraler Ebene 




6.2.  BUNDESGESETZ  ÜBER  DIE  FÖRDERUNG  DES  EXPORTS 
Der Bundesrat hat im Februar 2000 seine Botschaft zum Bundesgesetz über die 
Förderung des Exports sowie den Entwurf des Finanzierungsbeschlusses für die 
Jahre 2001-2003 unterbreitet7. Bereits im Jahr 1908 hatte der Bund begonnen, 
7. «Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Förderung des Exports», vom  23. Februar 2000, in Bun-













die Förderung des Aussenhandels zu subventionieren. Die Ablösung der alten 
Erlasse erfolgte durch das Bundesgesetz, das der (bereits seit 1927 bestehenden) 
Schweizerischen Zentrale für Handelsförderung (SZH/OSEC) eine finanzielle 
Hilfe gewährte. Die OSEC ist die offizielle schweizerische Institution zur För-
derung des Aussenhandels (sie wird vom Bund zu einem Drittel ihres Budgets 
subventioniert). Die Aufgaben der OSEC umfassen die Entwicklung der Aus-
senwirtschaftsbeziehungen und die Verbreitung des Image der schweizerischen 
Wirtschaft in der Welt. Die OSEC soll Schweizer Exporteuren beim Auffinden 
neuer Absatzgebiete auf den internationalen Märkten helfen, sie stellt ihnen 
Informationen und Beratung über die Auslandsmärkte und die schweizerische 
Exportwirtschaft zur Verfügung8 und nimmt auch regelmässig an Wirtschafts-
messen teil. 
Das neue Gesetz ersetzt das Bundesgesetz über die Subventionierung der 
Schweizerischen Zentrale für Handelsförderung (Subvention von 45% der Aus-
gaben der OSEC) durch ein allgemeineres Gesetz, das gemäss dem New Public 
Management (NPM) die Aufgaben der Exportförderung durch einen Leistungs-
vertrag einem Beauftragten überträgt. Der vom Bundesrat vorgeschlagene 
Beauftragte bleibt weiterhin die OSEC, wobei die Förderung aber umstrukturiert 
wird. Das neue Gesetz schlägt eine Neuorientierung der Exportförderung ab 
2001 mit drei Schwerpunkten vor: 
• die vom Bund bereitgestellten Mittel bestimmten Bereichen der Export-
förderung vorzubehalten und die Finanzmittel durch «Exportstützpunkte» 
auf aussichtsreiche Märkte zu konzentrieren, wobei der Hilfe für die KMU 
Priorität eingeräumt wird. Die Exportberater werden über die gesamte 
Schweiz verteilt (Innennetz, mit den Handelskammern und Berufsverbänden) 
und Exportstützpunkte im Ausland sein (Aussennetz, das beispielsweise in 
den Schweizer Botschaften eingerichtet wird). 
• die Exportförderung auf folgende drei Förderinstrumente zu konzentrieren: 
Information (über die Entwicklung der Exportmärkte), Beratung (vor allem 
der KMU) und Auslandsmarketing (Förderung des Labels «Made in Swit-
zerland», Wirtschaftsmessen, Organisation von Wirtschaftstreffen). 
• die Bundesmassnahmen in diesem Bereich besser zu koordinieren: Koordi-
nation zwischen der Arbeit der OSEC, den Dienstleistungen der Botschaften 
und Konsulate im Ausland, der in einigen Ländern existierenden schweizeri-
schen Handelskammern, wie auch die Koordination mit anderen Instrumen-
ten der Aussenwirtschaftspolitik (z.B. ERG, SOFI, SDFC), um Doppelspu-
rigkeiten zu vermeiden. Dies setzt im Besonderen eine bessere Koordination 
zwischen dem (vom Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartement abhängi-
gen) seco und dem Eidgenössischen Departement für auswärtige Angelegen-
heiten voraus. Die Botschaft des Bundesrates stellt fest, auch wenn sich die 
Ausrichtungen und Ziele einiger Wirtschaftsförderungsinstrumente von 
denen der Exportförderung unterscheiden, sei es sinnvoll, eine bessere Koor-
dination anzustreben und mit diesen Instrumenten Synergien zu finden. 
Die Exportförderung hat vornehmlich zum Zweck, die Schweizer Unternehmen 
über die von den Auslandsmärkten gebotenen Möglichkeiten zu informieren, sie 
8. OSEC, Avenue de l'Avant-Poste 4, 1001 Lausanne. Tel.: 021/320 32 31, Fax: 021/320 73 37, Inter-
net-Adresse : http://www.osec.ch. 
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zu beraten und mit ausländischen Partnern in Kontakt zu bringen sowie im Aus-
land Werbung für schweizerische Produkte, Marken und Dienstleistungen zu 
betreiben. Das neue Gesetz wird von einem Bundesbeschluss begleitet, der einen 
Rahmenkredit zur Finanzierung der Exportförderung für die Jahre 2001 bis 2003 
gewährt. Die Kredite belaufen sich auf 40,8 Millionen Franken für die drei Jahre. 
Dieser Betrag ist bescheiden im Vergleich zu dem, was in anderen europäischen 
Ländern für Exportförderung ausgegeben wird (beispielsweise in Deutschland 
260 Millionen DM). 
• Debatten in den Eidgenössischen Räten 
Der Ständerat hat das neue Exportförderungsgesetz auf seiner Session im Juni 
2000 einstimmig angenommen. Der Nationalrat hat über den Gesetzesentwurf 
auf seiner Session im September 2000 beraten9. Der Entwurf war von der Kom-
mission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) und der Aussenpolitischen Kom-
mission (APK) gemeinsam geprüft worden. Die (ausführlichen) Debatten im 
Nationalrat befassten sich vor allem mit zwei Anträgen, die von einer Minderheit 
der Aussenpolitischen Kommission eingebracht worden waren und darauf 
abzielten, die Exportförderung der Einhaltung ethischer Grundsätze zu unterstel-
len (Anträge, die insbesondere von Remo Gysin (SP, BS) und Ruedi Baumann 
(Grüne Partei, BE) unterzeichnet waren). Ein von der Kommissionsminderheit 
beantragter erster Artikel legte fest: «Exportförderung wird nur für Länder 
gewährt, in denen die anerkannten ethischen Grundsätze wie Einhaltung der 
Menschenrechte, Umwelt- und Sozialstandards sowie Antikorruptionsmassnah-
men akzeptiert werden ». Die Schweiz könnte dadurch die Respektierung gewis-
ser international anerkannter Standards fordern10. Der zweite Artikel derselben 
Verfasser lautete: «Unternehmen, die gegen schweizerische und international 
anerkannte Antikorruptionsnormen verstossen, sind von den Fördermassnahmen 
ausgeschlossen ». Der erste Antrag wurde von 109 (gegen 60) Abgeordneten und 
der zweite von 108 (gegen 61) Abgeordneten abgelehnt. Mehrere sozialdemo-
kratische und grüne Parlamentarier wiesen auf die Bedeutung hin, die Export-
hilfe von bestimmten Umwelt- und Sozialkriterien abhängig zu machen, wohin-
gegen die Freisinnig-Demokratische Partei, die Christlich-Demokratische Volks-
partei und die Liberale Partei (wie auch Bundesrat Pascal Couchepin) die 
Ansicht vertraten, dass das Exportförderungsgesetz nicht das geeignete Instru-
ment sei, um die Sache der Menschenrechte voranzubringen. 
Vgl. auch die Debatte über den Bericht zur schweizerischen Menschenrechtspolitik. Kapitel 5.1. der «Jah-
resübersicht ». 
Zwei andere Ergänzungsanträge zum Entwurf des Bundesrates wurden vom Par-
lament gebilligt. Die APK beantragte, das Schwergewicht ausdrücklich auf die 
Unterstützung und Beratung der schweizerischen KMU zu legen. Der zweite 
Antrag schlug vor, den Rahmenkredit um 4,5 Millionen Franken zu erhöhen, um 
die Ausbildung von Personal für die Stützpunkte (in den Botschaften, Konsula-
ten oder Handelskammern) im Ausland finanzieren zu können. 
9. Siehe Amtliches Bulletin der Bundesversammlung (www.parlement.ch), Diskussionen im Nationalrat 
vom 20. September, 25., 26. und 28. September und vom 6. Oktober 2000. Diskussionen im Stände-
rat vom 6. Juni 2000. 
10. Remo Gysin schlug insbesondere vor, sich auf die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen 














Einige Abgeordnete wiesen in den Diskussionen auf die Effizienzprobleme bei 
der Arbeit der als zu bürokratisch beurteilten OSEC hin und brachten ihr Erstau-
nen darüber zum Ausdruck, dass das seco - trotz der Kritiken und der Forderun-
gen nach einer Funktionsreform - von vornherein eine Fortsetzung der Zusam-
menarbeit mit der OSEC vorsehe (ohne eine grössere Ausschreibung zu veran-
stalten, um eventuell andere mögliche Beauftragte zu finden). 
6.3.  EXPORTRISIKOGARANTIE  (ERG) 
Die Exportrisikogarantie ist eine Art Versicherung für ein Material exportieren-
des Unternehmen. Die ERG sichert den Exporteur bei seinen Auslandsgeschäf-
ten gegen bestimmte Risiken ab, auf die weder er selbst noch der ausländische 
Käufer Einfluss haben. Es handelt sich dabei um folgende Risiken: politisches 
Risiko, (wobei der Käufer an der Zahlungsleistung gehindert wird), Transferri-
siko (NichtÜberweisung der Zahlung zum Beispiel wegen staatlicher Devisen-
kontrollmassnahmen), Fabrikationsrisiko (Ware, die nicht geliefert werden 
kann), Delkredererisiko (Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungsverweigerung 
öffentlich-rechtlicher Abnehmer), Eventualrisiko bei Fremdwährungsgeschäften. 
Die ERG deckt weder das Insolvenzrisiko eines privaten Käufers noch die Risi-
ken, die bei privaten Versicherungen abgedeckt werden können (zum Beispiel 
Transportrisiken), noch Währungsrisiken oder Wechselkursschwankungen. 
Das ERG-Verfahren vom Gesuch bis zur Garantiegewährung ist im Jahrbuch Schweiz - Dritte Welt 2000 
(auf Seite 283-284) ausführlich beschrieben. 
• Neugarantien 1999 
Wie aus der linken Spalte von Tabelle 13 ersichtlich, belief sich der Gesamtbe-
trag der 1999 erteilten Neugarantien auf 2,4 Milliarden Franken, was einer Stei-
gerung von 21% gegenüber dem Vorjahr (2 Milliarden Franken) entspricht. Über 
70% der Neugarantien wurden an die zehn folgenden Länder (in sinkender Grös-
senordnung der Beträge) vergeben: Mexiko (rund 500 Millionen Franken, vor 
allem für ein Grossprojekt, das zu einer ungewöhnlichen Zunahme der Gesamt-
verpflichtung für dieses Land führte), China (über 300 Millionen Franken 
Neugarantien), Iran, Türkei, Ägypten, Saudiarabien, Algerien, Rumänien, Paki-
stan und Indien. Die geographische Aufteilung zeigt, dass sich der Anteil der 
Neugarantien für Mittel- und Südamerika im Vergleich zu den Vorjahren deutlich 
erhöht hat, während die Nachfrage für « Europa (ohne Mittel- und Osteuropa)» 
zurückgegangen ist. 
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Tabelle 13: Geographische Aufteilung der Neugarantien 
und des Gesamtengagements der ERG 1999 
Neugarantien Gesamtengagement 
1999 per 31.12.1999 
Ländergruppen Millionen Anteil Millionen Anteil 
Franken in % Franken. in % 
Europa  (ohne  Mi t te l ­  u.  Osteuropa)  151.4  6.2  1  213.2  17.9 
Mi t te l ­  und  Osteuropa  110.9  4.6  245.0  3.6 
Zentral­  und  Südamerika  706.3  29.1  1 044.5  15.4 
Afrika  258.7  10.7  479.4  7.1 
Mi t t lerer  Osten  533.7  22.0  1  401.9  20.7 
Übriges  Asien  667.9  27.5  2  396.6  35.3 
Total 2 428.9 100.0 6 780.6 100.0 
davon 72 ärmere Entwickungsländer 641.3 26.4 2229.3 32.9 
Zentral- und Südamerika 38.2 1.6 0.0 0.0 
Afrika 40.9 1.7 63.1 0.9 
Asien 562.2 23.1 2 166.2 31.9 
Quelle: ERG­Geschäftsstelle  und seco, ERG-Bericht 1999, Zürich und Bern. Juni 2000, Anhang  C/1 . 
• Gesamtengagement der ERG 
Ende 1999 belief sich das Gesamtengagement der ERG (rechte Spalte von 
Tabelle 13) auf 6,8 Milliarden Franken. Die Graphik führt die fünfzehn wichtig-
sten ERG-gedeckten Länder auf. Diese Länder machen zusammen 83% des 
gesamten ERG-Engagements aus. Auf die Türkei, Indonesien, China und den 
Iran entfällt die Hälfte aller Verpflichtungen. 80% des ERG-Engagements betref-
fen die Maschinenindustrie und 18% die chemische Industrie. 
• Ärmere Entwicklungsländer 
1980 hatte das Parlament dem ERG-Gesetz folgende Bestimmung hinzugefügt 
(Art. 1, Abs. 2): «Bei Exporten nach ärmeren Entwicklungsländern hat der Bund 
die Grundsätze der schweizerischen Entwicklungspolitik mitzuberücksichti-
gen». Die vom Bund festgelegte Liste der 72 ärmeren Entwicklungsländer 
umfasst die 48 am wenigsten entwickelten Länder (LDC) sowie 24 weitere ein-
kommensschwache Länder1 1 (Länder mit einem BSP pro Einwohner unter 760 
Dollar für 1998). 
Die Neugarantien für die ärmeren Länder haben stark zugenommen, indem sie 
von 383 Millionen Franken 1998 auf 641 Millionen 1999 anstiegen. 1999 ent-
fielen 88% der Neugarantien für die ärmeren Länder auf den asiatischen Konti-
nent. Das Gesamtengagement der ERG für die ärmeren Länder erreichte Ende 
1999 2,2 Milliarden Franken, was einem Drittel des Gesamtengagements der 
ERG entspricht. 
11 . Die Liste der 72 ärmeren Länder umfasst die 48 am wenigsten entwickelten Länder (LDC) sowie die 
24 folgenden Länder: Armenien. Aserbeidschan, China, Elfenbeinküste, Ghana, Honduras. Indien, 
Indonesien, Kamerun, Kenia, Kirgistan, Kongo, Moldawien, Mongolei, Nicaragua, Nigeria, Nord-













Graphik: Die 15 wichtigsten ERG-gedeckten Länder 
Gesamtengagement per 31. Dezember 1999, in Millionen Franken 
Quel le :  ERG­Geschäftsstel le  und  seco, ERG-Bericht 1999,  Zürich  und  Bern,  Juni  2000.  Nach 
den  Angaben  der  Anhänge  F/1,  F/2  und  F/3  erstel l te  Graphik. 
• Internationale NRO-Koalition verlangt Exportförderungsreform 
Die NRO organisieren sich auf internationaler Ebene, um eine Reform der Funk-
tionsweise der Exportrisikogarantie-Agenturen zu fordern. Sie haben eine 
Erklärung ausgearbeitet (die so genannte Jakarta-Deklaration, nach dem Ort 
eines grossen NRO-Treffens von 1998), die von über 300 nichtstaatlichen Orga-
nisationen aus 45 Ländern unterzeichnet wurde. Diese Erklärung fordert insbe-
sondere, dass die durch offizielle Garantien unterstützten Projekte gewisse inter-
national (durch die Weltbank, den OECD-Ausschuss DAC) anerkannte Umwelt-
und Sozialregeln einhalten sollten und dass sie Kriterien zur Respektierung der 
Menschenrechte unterworfen werden sollten. Unternehmen, die sich schuldig 
machen, Bestechungsgelder zur Erlangung bestimmter Aufträge zu zahlen, soll-
ten für einige Zeit (fünf Jahre) von der ERG-Deckung ausgeschlossen werden. 
Auch wird eine bessere Transparenz bei der Prüfung der ERG-Gesuche von 
Unternehmen und bei der Betreuung der Projekte gefordert. Die NRO wollen bei 
der Festlegung der Politik durch die Exportgarantieagenturen, bei der Wahl der 
von ihnen unterstützten Projekte wie auch bei den Verhandlungen der OECD und 
anderer Organisationen für die Erstellung internationaler Regeln und Leitsätze 
herangezogen werden. 
Die Erklärung von Bern, welche Forderungen anderer NRO wie Transparency 
International in der Schweiz vertritt, hat das Inkrafttreten der Revision des 
Schweizerischen Strafgesetzbuches (das es fortan ermöglicht, die Bestechung 
von Amtsträgern im Ausland zu bestrafen) im Jahr 2000 zum Anlass genommen, 
um Bundesrat Pascal Couchepin zu ersuchen, die Funktionsweise der ERG zu 
überprüfen12. Die Erklärung von Bern verlangt eine erneute Überprüfung der von 
12. Die Schweiz ist auch (am 31. Mai 2000) dem OECD-Übereinkommen zur Bekämpfung der Beste-
chung ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr beigetreten. Siehe Jahrbuch 
2000, S. 239-245. 
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der ERG unterstützten Aufträge für Indonesien, um gegebenenfalls gewisse 
Schulden zu streichen. Indonesien war lange Zeit das erste von der ERG am 
meisten gedeckte Land, während der Suharto-Klan der Korruption und der 
Unterschlagung öffentlicher Gelder verdächtigt wurde. Die Erklärung von Bern 
warf der ERG-Geschäftsstelle vor, Industrieaufträge zu unterstützen, die durch 
die Zahlung von Bestechungsgeldern erlangt wurden. In seiner Antwort weist 
Pascal Couchepin darauf hin, das die ERG mit der neuen Strafgesetznorm annul-
liert werden könnte und dass Entschädigungszahlungen verweigert werden könn-
ten, falls Exporteure sich der Bestechung schuldig machen1 3. Hingegen müssen 
die Exporteure nach Ansicht Couchepins ihre Verantwortung übernehmen; es 
obliege der ERG nicht, die laufenden Verträge zu überprüfen, sondern vorzuge-
hen, wenn sich herausstelle, dass ein Unternehmen von der Justiz verurteilt wor-
den sei. 
• Position der NRO gegenüber Exporten für den Bau von Grossstaudämmen 
Einige schweizerische Nichtregierungsorganisationen verfolgen seit vielen Jah-
ren die Aktivitäten der ERG, um sich der Garantievergabe für bestimmte Ausrüs-
tungslieferungen zu widersetzen, wegen der hohen ökologischen und menschli-
chen Kosten, die diese verursachen (Bevölkerungsumsiedlung)14. Die ERG-
Geschäftsstelle und der Bundesrat verweisen dagegen auf den Nutzen dieser 
Ausfuhren, um Arbeitsplätze in der Schweiz zu garantieren, und auf den Beitrag 
für die Entwicklungsländer, die ein Mittel zur Erzeugung von sauberer und 
erneuerbarer Energie anwenden wollen. 
Ilisu-Staudamm (Türkei)15. Der Bundesrat hatte im November 1998 grünes Licht 
für die ERG-Vergabe betreffend ein Auftragsvolumen von 470 Millionen Fran-
ken gegeben (Asea Brown Boveri (ABB) und Sulzer), wobei er gleichzeitig die 
Türkei aufforderte, beim Ablauf der Bauarbeiten gewisse internationale Stan-
dards einzuhalten. Das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement war im Ein-
vernehmen mit den anderen Garantieinstitutionen, den Exporteuren und dem tür-
kischen Bauherrn beauftragt worden, eine unabhängige Kontrollinstanz (Moni-
toring) einzurichten, um sicherzustellen, dass die Umsiedlung der Bevölkerung 
nach international akzeptablen Standards erfolgt. Ein von der ERG-Geschäfts-
stelle in Auftrag gegebener und von einer Expertin der Weltbank abgefasster 
Bericht1 6 zeigt, dass die Folgen dieses Staudammbaus noch negativer sein wer-
den, als zu Anfang vorgesehen. Laut der Verfasserin Ayse Kudat würde der Ilisu-
Staudamm nicht eine Umsiedlung von 15'000 bis 20'000 Personen nach sich zie-
hen (wie von dem von der Schweizer Firma Sulzer mitgebrachten Konsortium 
von Bauunternehmen geschätzt wurde), sondern könnte 55'000 bis 78'000 Per-
13. Quelle: Agefi, 19. Juli 2000. 
14. Siehe zum Beispiel die Internet-Seite der Erklärung von Bern: www.access.ch/evb. 
15. Der Ilisu-Staudamm ist Teil eines riesigen Staudammprojekts am Euphrat und Tigris, des «Südosta-
natolienprojekts» GAP, mit 22 Staudämmen und 19 Wasserkraftwerken, darunter der Atatürk-Stau-
damm. Siehe beispielsweie eine Studie über die Verpflichtungen von Schweizer Unternehmen beim 
Staudammbau in der Türkei: Wasser als Waffe. Türkische Dämme und Schweizer Helfer. Die Bedeu-
tung des Südostanatolienprojekts GAP und die geplante Zerstörung von Hasankeyf durch Sulzer 
Hydro und ABB Schweiz. Eine Dokumentation von Joerg Dietziker. Die Studie kann bei der Erklärung 
von Bern in Zürich bestellt werden. 
16. Ilisu Dam's Resettlement Action Plan (RAP). Achieving international best practice. Ayse Kudat, 7. 
August 2000, in der Schweiz von der Erklärung von Bern veröffentlicht. Siehe auch: Le Courrier, 22. 













sonen betreffen. Die Studie ermittelt auch eine Reihe von Bedingungen, die 
erfüllt sein sollten, damit die Niederlassung der umgesiedelten Bevölkerung 
unter guten Umständen vor sich gehen könne. Die Verfasserin der Studie formu-
liert neun Empfehlungen, um diese Umsiedlung bestmöglich zu bewältigen, zum 
Beispiel mit der Notwendigkeit, Entwicklungshilfeprojekte auszuarbeiten, um es 
den in Stadtgebieten umgesiedelten Personen zu erlauben, eine Ausbildung und 
eine berufliche Wiedereingliederung zu erhalten. Produktive Arbeitsplätze zu 
entwickeln, eine Teilnahme der betroffenen Bevölkerung an den Entscheidungen 
zu sichern, die Gemeinschaften neu zu bilden, ein besonderes Augenmerk auf die 
Folgen für die Frauen zu richten, all dies sind gemäss der Erklärung von Bern 
Bedingungen, die schwer zu erfüllen sind angesichts der sehr hohen Arbeitslo-
sigkeit in dieser Region, wie auch aufgrund der Tatsache, dass das Gebiet zu 
Kurdistan gehört (Kriegsrecht, wenig Ermutigung für Initiativen der lokalen 
Bevölkerung, usw.). 
Bericht einer unabhängigen Staudammkommission 
Die Weltstaudammkommission17 hat im November 2000 einen Evaluations-
bericht herausgegeben, der die mit dem Bau von Grossstaudämmen oft einher-
gehenden Schwächen stark kritisiert: Überschreitung der Kosten der Bauwerke 
gegenüber dem Voranschlag, soziale und Umweltfolgen. Ohne die Bedeutung 
der Staudämme bei der wirtschaftlichen Entwicklung in Frage zu stellen, richtet 
der Bericht Empfehlungen an die am Staudammbau beteiligten Regierungen, um 
schwerwiegende Fehler zu vermeiden. Die Erklärung von Bern fordert die Welt-
bank und die Exportrisikogarantie-Agenturen auf, die Empfehlungen des 
Berichts zu übernehmen. 
6.4.  BILATERALE  W IRTSCHAFTSABKOMMEN 
• Investitionsschutz- und Investitionsförderungsabkommen 
Die Schweiz gehört zu den Ländern, die ein sehr dichtes Netz von bilateralen 
Abkommen für den Schutz und die Förderung von Investitionen errichtet haben. 
Ein Investitionsschutzabkommen umfasst sämtliche Kategorien von Eigentum 
im anderen Land : Besitz von Gütern und Immobilien, Aktionen, Gesellschafts-
anteile und andere Formen von Unternehmensbeteiligungen, Konzessionen, 
Urheberrechte und gewerbliche Eigentumsrechte (Patente, gewerbliche Muster 
oder Modelle, Marken, Handelsnamen). Jede Vertragspartei verpflichtet sich, im 
Rahmen des Möglichen die Investitionstätigkeit der anderen Vertragspartei zu 
fördern. Dabei müssen die Grundsätze der Meistbegünstigung und der Nichtdis-
kriminierung eingehalten werden. Somit darf kein Staat auf seinem Hoheitsge-
biet die Investitionen aus dem anderen Staat einer weniger günstigen Behand-
lung unterziehen als Investitionen aus einem Drittstaat (ausser bei seltenen Aus-
nahmen, namentlich wenn der Staat einer Freihandelszone angehört). Der freie 
17. Die Weltstaudammkommission wurde 1998 geschaffen. Ein Drittel ihrer Finanzierung wird von 
Regierungen aufgebracht (darunter die Schweiz) ; die restliche Finanzierung erfolgt durch die Welt-
bank, durch Bauunternehmen (ABB) und Nichtregierungsorganisationen. Der Bericht über die Gross-
staudämme ist im Internet unter der Adresse www.dams.org erhältlich. Siehe auch: Le Temps, 21. 
November 2000, und die Internet-Adresse www.earthscan.co.uk (Dams and Development). 
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Transfer der Erträge aus den Investitionen (Zinsen, Dividenden, zusätzliche 
Kapitalzufuhren zur Förderung der Investitionen, Erträge aus der teilweisen oder 
vollständigen Liquidierung einer Investition) muss ebenfalls gewährleistet sein. 
Allfällige Enteignungen oder Verstaatlichungen müssen zur Zahlung adäquater 
Entschädigungen führen. Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien oder zwi-
schen einem Investor und dem Gaststaat sind durch Konsultationen zu regeln 
und können vor ein Schiedsgericht gebracht werden. 
Im September 2000 hatte die Schweiz 95 Investitionsschutz- und Investitions-
förderungsabkommen unterzeichnet (davon sind 88 Abkommen in Kraft)18. 
Abkommen dieser Art wurden im Jahr 2000 mit folgenden Ländern unterzeich-
net: Libanon (4. März 2000), Costa Rica (1. August 2000), Nigeria (30. Novem-
ber 2000), Bangladesch (Herbst 2000). Die Abkommen zwischen der Schweiz 
und Indien und das Abkommen betreffend Nicaragua sind im Jahr 2000 in Kraft 
getreten. Investitionsschutzabkommen wurden im Jahr 2000 mit dem Sultanat 
Oman und Guatemala (abgefasst und unterschriftsreif) paraphiert. Ein Abkom-
men mit Bosnien ist in Vorbereitung. 
In einem im Dezember 2000 veröffentlichten Bericht1 9 verweist die UNCTAD 
darauf, dass die Anzahl bilateraler Investitionsschutz- und Investitions-
förderungsabkommen in den 90er Jahren in spektakulärer Weise zugenommen 
hat, indem sie von 385 Abkommen Ende der 80er Jahre auf insgesamt 1857 
Abkommen (mit 173 Ländern) Ende der 90er Jahre angestiegen ist. Ursprünglich 
wurden bilaterale Abkommen vor allem zwischen einem entwickelten Land und 
einem Entwicklungsland, auf Initiative des entwickelten Landes, abgeschlossen, 
um seinen Unternehmen einen guten Rechtsschutz zu gewährleisten. Die Ent-
wicklungsländer wollten ihrerseits durch die Schaffung günstiger Rahmenbedin-
gungen Kapital anziehen. Seit Ende der 80er Jahre stellt man noch eine weitere 
Erscheinung fest, nämlich die Zunahme bilateraler Abkommen zwischen Ent-
wicklungsländern, zwischen mittel- und osteuropäischen Staaten oder auch zwi-
schen den Ländern beider Gruppen. Die Anzahl dieser Abkommen ist von 63 auf 
833 Ende der 90er Jahre angestiegen. Deutschland ist das Land, das (mit 124 
Übereinkommen) am meisten Investitionsschutz- und Investitionsförderungsab-
kommen abgeschlossen hat, gefolgt von der Schweiz (95), China (94), Grossbri-
tannien und Frankreich (je 92 Abkommen). 
• Doppelbesteuerungsabkommen 
Die Unterzeichnerstaaten eines Doppelbesteuerungsabkommens verzichten auf 
einen Teil ihrer Steuerhoheit, um zu vermeiden, dass die Einkünfte doppelt, das 
heisst in beiden betroffenen Ländern versteuert werden. Diese bilateralen 
Abkommen regeln die Besteuerung von natürlichen Personen und Unternehmen : 
Einkommen, Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, Dividenden, Zinsen auf 
Forderungen, Gebühren, Kapitalgewinne, Einkünfte von Künstlern und Sport-
lern, Renten und Vermögenssteuern (wenn letzere in beiden Ländern bestehen). 
Wenn das Abkommen einmal von beiden Staaten unterzeichnet ist, muss es vom 
18. Die vollständige Liste der in Kraft stehenden Investitionsschutz- und Investitionsförderungsabkom-
men ist im Internet unter folgender Adresse einzusehen : www.seco-admin.ch/. 
19. UNCTAD, Repères, 15. Dezember 2000, (TAD/INF/2877) für eine Zusammenfassung des Berichts. 
Der vollständige Bericht «Bilateral Investment Treaties 1959-1999» ist auf Englisch im Internet 













Parlament genehmigt werden. Der Beschluss unterliegt nicht dem fakultativen 
Referendum. Die Schweiz hat über 60 bilaterale Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung abgeschlossen. 
In der Berichtszeit hat der Bundesrat dem Parlament Botschaften über Doppel-
besteuerungsabkommen betreffend folgende Länder unterbreitet: Albanien, 
Indien, Kasachstan, Mazedonien und die Mongolei 2 0. Folgende Doppelbesteue-
rungsabkommen sind in der Berichtszeit mit nachstehenden Ländern in Kraft 
getreten (in Klammern: Datum des Inkrafttretens): Kroatien (20. Dezember 
1999), Weissrussland (28. Dezember 1999), Kuweit (31. Mai 2000), Moldawien 
(22. August 2000), Kasachstan (24. November 2000). Ein Protokoll zur Ände-
rung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Indien (mit einer Senkung gewis-
ser Steuersätze) wurde am 16. Februar 2000 unterzeichnet21. Ein weiteres Proto-
koll zur Änderung des Abkommens mit Argentinien wurde am 23. November 
2000 unterzeichnet. Diese Protokolle müssen den Eidgenössischen Räten zur 
Zustimmung unterbreitet werden. Ein Doppelbesteuerungsabkommen zwischen 
der Schweiz und der Ukraine wurde am 30. Oktober 2000 unterzeichnet. Weitere 
Abkommen dieser Art sind mit Bosnien und Chile in Vorbereitung. 
• Freihandelsabkommen mit EFTA-Staaten und Drittstaaten 
Die Abkommen sehen den Freihandel mit Industrieprodukten und mit ver-
arbeiteten Agrarprodukten, aber nur mit bestimmten landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen vor (reduzierte Zollsätze für andere landwirtschaftliche Erzeug-
nisse). Die Abkommen enthalten auch Bestimmungen über die Beilegung von 
Streitigkeiten und über den Schutz des geistigen Eigentums. Die Europäische 
Freihandelsvereinigung (EFTA) unterzeichnet in einer ersten Phase Koopera-
tionserklärungen mit einem Partnerland. Anschliessend wird das Freihandelsab-
kommen vorbereitet und unterzeichnet, und jedes EFTA-Mitgliedsland (Island, 
Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz) muss das Abkommen danach ratifi-
zieren (in der Schweiz muss das Abkommen vom Parlament ratifiziert werden). 
Die EFTA verfolgt eine Politik zum Abschluss von Freihandelsabkommen, die 
auf vier Schwerpunkte ausgerichtet ist: mittel- und osteuropäische Länder (nach 
dem Fall der Berliner Mauer), Mittelmeeranrainerstaaten (infolge einer ähnli-
chen Politik der Europäischen Union), Abkommen mit anderen regionalen Wirt-
schaftsräumen, Ausdehnung der Abkommen auf die Überseestaaten (erstes 
Abkommen dieser Art mit Mexiko im Jahr 2000). 
Zwischen der EFTA und folgenden 16 Ländern wurden Freihandelsabkommen 
abgeschlossen (Stand vom Dezember 2000): Bulgarien, Estland, Israel, Lettland, 
Litauen, Marokko, Mazedonien, Mexiko, PLO, Polen, Rumänien, Slovakische 
20. Quelle der Botschaften, die dem Parlament im Jahr 2000 unterbreitet wurden: Botschaft über ein 
Doppelbesteuerungsabkommen mit der Republik Albanien, vom 16. Februar 2000, in Bundesblatt, 
Nr. 00.019, S. 2501-2527. 
Botschaft über ein Doppelbesteuerungsabkommen mit der Republik Kasachstan, vom 6. März 2000, 
in Bundesblatt, Nr. 00.032, S. 2555-2585. 
Botschaft Uber ein Doppelbesteuerungsabkommen mit der Mongolei, vom 6. März 2000, in Bundes-
blatt, Nr. 00.033, S. 2473-2500. 
Botschaft über ein Doppelbesteuerungsabkommen mit Mazedonien, vom 5. Juni 2000, in Bundes-
blatt, Nr. 00.054, S. 3919-3945. 
21. Botschaft über ein Protokoll zur Änderung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Indien, vom 13. 
September 2000, in Bundesblatt, Nr. 00.074, S. 5527-5546. 
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Republik, Slowenien, Tschechische Republik, Türkei und Ungarn. Mit weiteren 
neun Ländern wurden Kooperationserklärungen unterzeichnet: Ägypten, Alba-
nien, Jordanien, Bundesrepublik Jugoslawien, Kroatien, Libanon, Tunesien, 
Ukraine und Zypern. Ferner sind Entwürfe für wirtschaftliche interregionale 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedsstaaten des Golfkooperationsrates in Vorbe-
reitung, und die EFTA-Staaten haben mit dem MERCOSUR (Gemeinsamer 
Markt mit Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay) am 13. Dezember 
2000 eine Vereinbarung zur Zusammenarbeit unterzeichnet. Daneben hat die 
EFTA vorgeschlagen, Verhandlungen mit Chile, Singapur und Südafrika aufzu-
nehmen. Mit Algerien und Syrien ist die Unterzeichnung einer Kooperationser-
klärung vorgesehen. Gemischte Ausschüsse treten regelmässig zur Verwaltung 
und zur Aktualisierung der bestehenden Abkommen zusammen (im Jahr 2000 
fanden Tagungen von Gemischten Ausschüssen mit Bulgarien, Litauen, Polen, 
der Slowakischen Republik, der Tschechischen Republik und Ungarn statt). 
Die Europäische Union hatte 1995 beschlossen, bis zum Jahr 2010 eine Freihan-
delszone Europa-Mittelmeer zu errichten. Die EFTA geht in der gleichen Rich-
tung vor, um zu vermeiden, dass ihre Unternehmen in den Beziehungen zu diesen 
Ländern gegenüber den EU-Unternehmen benachteiligt werden. Das von Bun-
desrat Pascal Couchepin (als Vorsitzender des EFTA-Rates) am 28. November 
2000 mit Mexiko unterzeichnete Abkommen ist das erste Freihandelsabkommen, 
das zwischen der EFTA und einem Überseeland abgeschlossen wurde. Das 
Abkommen ist umfassender als gewöhnlich, da es die Dienstleistungen, die För-
derung der Direktinvestitionen und die Probleme des geistigen Eigentums mit 
einschliesst. (Die bis dahin abgeschlossenen Freihandelsabkommen beschränkten 
sich im Allgemeinen auf den Austausch von Industriegütern.) Dank dieses 
Abkommens werden die Schweizer Unternehmen unter den gleichen Bedingun-
gen wie ihre Konkurrenten der Europäischen Union, der Vereinigten Staaten und 
Kanadas Zugang zum mexikanischen Markt für Güter und Dienstleistungen 
haben. Das Abkommen sieht die Liberalisierung des Handels mit Industriewaren 
(Zollfreiheit für Uhren, Maschinen und Geräte, Chemie, Pharmazeutika, Tex-
tilien) und mit Dienstleistungen  vor (insbesondere Finanzdienstleistungen), ferner 
den Schutz des geistigen Eigentums und den diskriminierungsfreien Zugang zu 
den öffentlichen Beschaffungen. Die EFTA-Staten gewähren Mexiko Zollsenkun-
gen auf bestimmte landwirtschaftliche Produkte (Tequila, Zigarren) und Nullzölle 
für eine Reihe tropischer Erzeugnisse (Bananen, Kaffee usw.). Die schweizeri-
schen Exporte nach Mexiko belaufen sich auf rund eine Milliarde Schweizer 
Franken pro Jahr und die Direktinvestitionen auf rund 3 Milliarden Franken. Das 
seco schätzt, dass die Schweizer Industrie Zolleinsparungen von jährlich über 100 
Millionen Franken realisieren kann 2 2. Hingegen würde die Schweiz lediglich 3,5 
Millionen Franken an Zollgebühren auf Produkte aus Mexiko verlieren. 
• Abkommen über Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Die Abkommen über Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit haben zum 
Ziel, die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Schweiz und dem Partnerland zu 
fördern und den in den Ländern Mittel- und Osteuropas (wie auch der GUS) ein-
geleiteten Reformprozess zu unterstützen, um eine Marktwirtschaft zu errichten. 
Das Partnerland verpflichtet sich insbesondere, seine Gesetzgebung anzupassen, 













um einen Handel im Einvernehmen mit den Regeln der Welthandelsorganisation 
(WTO) zu gewährleisten. Dies ist für die Schweiz wichtig, da die betreffenden 
Länder noch nicht Mitglied der WTO sind. Somit wird ein den WTO-Regeln ent-
sprechender Handel ermöglicht, bevor das Verfahren für den Beitritt als WTO-
Mitglied abgeschlossen ist. Die Länder, welche die bilateralen Abkommen rati-
fizieren, verpflichten sich, die WTO-Grundsätze der Meistbegünstigungsklausel, 
der Nichtdiskriminierung und der Inländerbehandlung zu respektieren. Die 
Abkommen beschränken auch die Möglichkeiten der Vergabe von Zwangslizen-
zen, fordern eine Zahlung des Warenaustausches in frei konvertierbarer Währung 
(keine Tauschgeschäfte) und regeln die Streitbeilegungsverfahren. 
Das Partnerland muss sich verpflichten, seine Gesetzgebung zu revidieren, um 
einen angemessenen, effizienten und nichtdiskriminierenden Schutz der geisti-
gen Eigentumsrechte zu gewährleisten. Die Abkommen stellen gewöhnlich eine 
Liste der Übereinkommen auf, denen das Partnerland beitreten muss. Das 
Abkommen über Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und Georgien vom 12. Januar 2000 sieht 
beispielsweise vor, dass die beiden Länder das TRIPS-Abkommen der WTO, die 
Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums sowie 
die Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst ein-
halten müssen und die Registrierung von Marken und gewerblichen Mustern 
gewährleisten müssen. Das Handelsabkommen mit Kroatien (vom 12. März 
1999, das im Jahr 2000 ratifiziert wurde) sieht auch den Beitritt zum Internatio-
nalen Übereinkommen zum Schutz von Pflanzenzüchtungen (UPOV- Überein-
kommen) vor. 
Neben dem Handelsbereich und dem Schutz des geistigen Eigentums sehen die 
Abkommen auch einen Bereich wirtschaftlicher Zusammenarbeit vor (der aus 
den Budgets für die Zusammenarbeit mit den mittel- und osteuropäischen Län-
dern finanziert wird), wie auch die Einsetzung eines Gemischten Ausschusses 
(mit Vertretern beider Länder), der mindestens einmal jährlich (abwechslungs-
weise in der Schweiz und im anderen Land) zusammentritt, um die Umsetzung 
des bilateralen Abkommens sicherzustellen. Die Schweiz hat ein Dutzend 
Abkommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit abgeschlossen (davon sind 
zehn in Kraft). Ein Abkommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit wurde am 
30. Oktober 2000 mit Aserbeidschan unterzeichnet und ein weiteres Abkommen 
ist mit Bosnien in Vorbereitung. Gemischte Wirtschaftskommissionen tagten im 
Jahr 2000 mit Weissrussland und der Ukraine. 













6.5.  W IRTSCHAFTSDIPLOMAT IE 
Die Besuche von Bundesräten in den Entwicklungsländern umfassen Wirt-
schaftsgespräche (den Schweizer Delegationen gehören Vertreter aus der Privat-
wirtschaft an), jedoch bieten sie auch häufig die Gelegenheit, bilaterale Abkom-
men zu unterzeichnen und Projekte der Entwicklungszusammenarbeit zu besich-
tigen. Die von den Bundesräten angeführten Delegationen erlauben es, den 
schweizerischen Vertretern der Privatwirtschaft in den Ministerien der besuchten 
Länder Türen zu öffnen, um hochrangige Kontakte im Partnerland zu erleichtern. 
Die nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die wichtigsten Besuche von 
Bundesräten im Ausland oder von ausländischen Staatsoberhäuptern in der 
Schweiz. 
Natürlich spricht der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartements, Bundesrat 
Pascal Couchepin, auf seinen Auslandsreisen am häufigsten über Wirtschaftsfra-
gen, jedoch können auch einige Delegationen vom Staatssekretär für Wirtschaft 
und anderen Mitgliedern der Direktion des seco angeführt werden. Andere Bun-
desräte haben ebenfalls eine Rolle zu spielen (beispielsweise Besuch von Joseph 
Deiss aus dem Eidgenössischen Departement für auswärtige Angelegenheiten). 
Meinungsverschiedenheiten über die Frage der Aufgabenteilung zwischen den 
Bundesräten dieser beiden Departemente bei Auslandsbesuchen drangen im 
Februar 2000 sogar an die Öffentlichkeit, als Pascal Couchepin Joseph Deiss 
vorwarf, sich bei seiner Reise in den Mittleren Osten mit einer Delegation zu 
umgeben, der Vertreter der Schweizer Wirtschaft angehörten: « Das Eidgenössi-
sche Departement für auswärtige Angelegenheiten sollte sich um die Menschen-
rechte kümmern, und das Volkswirtschaftsdepartement sollte sich um die 
Geschäfte und die Unternehmer kümmern». 2 3 
Wirtschaftsdiplomatie - Januar bis Dezember 2000 
Länder / Daten Art des Besuchs Ziele und/oder Ergebnisse 
Asien/Mittlerer Osten 
Iran 































































Ägypten. Syrien, Libanon 































































































































































































Mit te l - und Osteuropa, - Südosteuropa 
Ungarn 
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